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durch die mit dem neuen Gesetz über die gesellschaftlichen 
Gerichte erfolgte Erweiterung ihrer Rechte, bestätigt. Die Aus­
sage hätte auf der Basis vorliegender Forschungsergebnisse 
unter Einschluß der Erfahrungen anderer sozialistischer Län­
der, insbesondere der UdSSR, hier noch vertieft werden kön­
nen.

Die Entwicklung von Vielfalt und Vielgestaltigkeit in den 
Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit mit dem Ziel 
ihrer immer besseren Individualisierung werden als Wesens­
züge des sozialistischen Strafrechts und wesentliche Fakto­
ren der Verstärkung seiner Wirksamkeit herausgestellt (S. 62). 
Eingeschlossen wird auch die immer engere Verbindung der 
erzieherischen gesellschaftlichen Einflußnahme auf den 
Rechtsverletzer und der Kontrolle über die Realisierung der 
von ihm zu erbringenden Bewähmngs-, Wiedergutmachungs­
und Selbsterziehungsleistungen mit den Möglichkeiten des 
zwangsweisen Eingriffs des Staates im Falle ihrer Nichtbe­
folgung. Die volle Verwirklichung des verpflichtenden Cha­
rakters der Strafen ohne Freiheitsentzug scheint mir dabei 
nach wie vor eine Grundvoraussetzung ihrer Effektivität zu 
sein.

Besondere Auf merksamkeit verdient in diesem Zusammen­
hang auch die von den Autoren vorgenommene rechtspolltische 
Einordnung der im Jahre 1977 in der UdSSR eingeführten 
Regelung der Befreiung von der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit bei Personen, deren Besserung und Umerziehung ohne 
Bestrafung durch Maßnahmen der administrativen Einfluß­
nahme (vergleichbar mit ordnungsstrafrechtlicher Verant­
wortlichkeit in der DDR) möglich ist (S. 63).

Unter den gleichen theoretischen Gesichtspunkten sollte 
m. E. auch geprüft werden, inwieweit es ebenfalls einer 
schrittweisen Ersetzung der Unabwendbarkeit der Strafe 
durch das Prinzip der Unabwendbarkeit der Verantwortlich­
keit gleichkommt, wenn bereits kraft gesetzlicher Regelungen 
durch eine differenzierte Ausgestaltung der Anforderungen 
für den Eintritt rechtlicher Verantwortlichkeit eine strenge 
Individualisierung auf der Grundlage quantitativer und qua­
litativer Merkmale erfolgt, so z. B. bei der arbeitsrechtlichen 
und ordnungsstrafrechtlichen Verantwortlichkeit in Abgren­
zung zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit Häufig tritt die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit in Abgrenzung zur ord­
nungsstrafrechtlichen erst auf der Grundlage bestimmter er-, 
schwerender Kriterien ein.

Strafe und Kriminalitätsbekämpfung

Ihre Positionen zum Platz und zur Rolle der Strafe bei der 
Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminalität entwickeln 
die Autoren ада der theoretisch gesicherten, allgemeingülti­
gen, von der Praxis 'bestätigten Erkenntnis, daß die Über­
windung der Kriminalität in erster Linie ein sozial-politisches 
Problem ist und .dabei die Strafe weder das einzige noch das 
hauptsächliche Mittel darstellt. Hervorzuheben ist die große 
Sorgfalt, mit der sie den Nachweis erbringen, daß neue Er­
folge bei der Zurückdrängung der Kriminalität — der Aus­
räumung ihrer mannigfachen . objektiven und subjektiven, 
äußeren und inneren Ursachen — nur durch die weitere Ge­
staltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft möglich 
sind. „Strafrecht und Strafe waren nie und können nie das 
Mittel zur Liquidierung der Kriminalität sein“ (S. 52).

Damit wird von ihnen keinesfalls der bedeutsame Beitrag 
von Strafrecht und Strafjustiz im Kampf gegen die Krimina­
lität, bei der Veränderung ihres Erscheinungsbildes und ihrer 
Struktur unter den Bedingungen der scharfen Auseinander­
setzung mit dem Imperialismus geleugnet. Die Autoren selbst 
führen aus, daß ihnen der erreichte gesellschaftliche Entwick­
lungsstand wie auch die differenzierte Bewegung der Krimi­
nalität in den letzten Jahren Veranlassung sind, den Stellen­
wert und die Möglichkeiten der Strafe in der jetzigen Etappe 
der gesellschaftlichen Entwicklung bei der Verhütung und Be­
kämpfung der Kriminalität näher zu untersuchen (S. 57 f.). 
Völlig zu Recht wenden sie sich dabei solchen Fragen zu, wie 
den Beziehungen zwischen der Entwicklung der Kriminali­
tät und der Strafgesetzgebung, zwischen der Entwicklung der 
sozialistischen Demokratie und der Strafe, insbesondere ihrer

Verwirklichung (Herausbildung des demokratischen Charak­
ters der Strafe), zwischen der Ausprägung der Rolle der Ar­
beitskollektive und der Strafe, zwischen der weiteren Ent­
faltung der sozialistischen Lebensweise und der zunehmend 
prinzipielleren Auseinandersetzung mit Straftätern.

Es wäre sicher für die Praktiker in den Rechtspflegeor­
ganen von Interesse gewesen, zur Ursachenproblematik der 
Kriminalität in der gegenwärtigen gesellschaftlichen Entwick­
lungsetappe noch mehr Anstrengungen auch für eine eigene 
weiterführende Diskussion zu erhalten. Da es sich bei der vor­
liegenden Arbeit jedoch um eine strafrechtliche und nicht um 
eine kriminologische handelt, wird m. E. das Notwendige dazu 
gesagt (S. 58 bis 63).

Zur persönlichen strafrechtlichen Verantwortlichkeit

Ausführlich wird die persönliche strafrechtliche Verantwort­
lichkeit als zentrale Kategorie des sozialistischen Strafrechts 
(auch des Strafrechtsverhältnisses) behandelt. Strafrechtliche 
Verantwortlichkeit wird ihrem Wesen nach stets nur als in­
dividuelle Verantwortlichkeit des Menschen gesehen (S. 66 ff.). 
Es wäre jedoch der Hinweis angebracht gewesen, daß sich 
u. a. auch insoweit die strafrechtliche Verantwortlichkeit von 
anderen Formen rechtlicher Verantwortlichkeit — z. B. der 
zivil-, arbeite- oder wirtschaftsrechtlichen, die auch eine Ver­
antwortlichkeit der Betriebe kennen — abgrenizt. Darauf hin- 
zuweisen scheint mir nicht überflüssig zu sein, zumal es in 
anderen Ländern (nicht in sozialistischen Ländern) Bestre­
bungen gibt, auch für juristische Personen eine strafrechtli­
che Verantwortlichkeit (z. B. bei Umweltschutzdelikten) zu 
begründen. Die Möglichkeit, die Strafrechtsposition der DDR 
zu diesen Fragen hier aufzuzeigen, wurde m. E. vergeben.

Die zunehmende Individualisierung wird als eine grund­
legende Entwicklungstendenz der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit angesehen. Dabei wird gleichzeitig mit einem 
tieferen Eindringen in die spezifischen Zusammenhänge der 
einzelnen Straftaten und einer gründlicheren Berücksichti­
gung des Gesamtverhaltens des Straftäters Tatbezogenheit 
gefordert.

Die Spezifik der persönlichen strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit des Straftäters als ein strafrechtlich geregeltes ge­
sellschaftliches Verhältnis zwischen ihm und dem sozialisti­
schen Staat wird bis zu den wesentlichsten Verfahrensvor­
schriften zur Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit erörtert. Darin ist eine inhaltliche Weiterentwick­
lung der Erkenntnisse zu sehen, wie slie in der angeführten 
Schrift von Lekschas, Loose und Renneberg (vgl. dort S. 41) 
zu finden sind.

Zweck der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

Die Autoren arbeiten die Unterschiede zwischen der straf­
rechtlichen und gesellschaftlichen Einwirkung zur Verwirkli­
chung der Zielstellungen und Zwecke der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit und den allgemeinen rechtspropagandistischen 
oder rechtserzieherischen Aktivitäten in der sozialistischen 
Gesellschaft heraus, wobei richtig auf bestehende Beziehun­
gen und Zusammenhänge hingewiesen wird.

Die ln Art. 2 StG© genannten drei Zwecke der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit — der Schutz vor Straftaten, die 
Vorbeugung vor solchen Handlungen und die Erziehung des 
Gesetzesverletzers zu künftig verantwortungsbewußtem ge­
setzestreuem Verhalten — werden in ihrem Verhältnis zuein­
ander untersucht. Durch die Erziehung des Gesetzesverletzers 
sollen Schutz und Vorbeugung erreicht werden. Die Erzie­
hung wird damit auch als Mittel zur Erreichung der anderen 
Zwecke gekennzeichnet und damit die Einheit dieser Zweck­
setzungen betont:

„Die Zwecke der strafrechtlichen Verantwortlichkeit — 
Schutz, Vorbeugung und Erziehung — in ihrer Einheit gelten 
für alle Straftaten und gegenüber allen Straftätern. Sie kön­
nen grundsätzlich nicht aufgeteilt, nicht abgestuft oder diffe­
renziert werden. In jedem Falle, bei schweren und leichten 
Straftaten, bei Erst- und Rückfalltätern, sollen Schutz und 
Vorbeugung vor Straftaten und Erziehung zur künftigen Ein­
haltung der Strafgesetze erreicht werden. Diese Zwecke sind


